
b) bei der Entscheidung über die Freilassung zu prüfen ist, 
ob der Drittstaatsangehörige gemäß den Erfordernissen 
des nationalen Rechts des Mitgliedstaats die notwendi­
gen Mittel für den Aufenthalt im Hoheitsgebiet der Mit­
gliedstaats und eine Anschrift besitzt, unter der er sich 
aufhalten kann? 

( 1 ) ABl. L 348, S. 98. 

Klage, eingereicht am 11. September 2009 — Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften/Königreich Spanien 

(Rechtssache C-363/09) 

(2009/C 267/80) 

Verfahrenssprache: Spanisch 

Parteien 

Klägerin: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Pro­
zessbevollmächtigte: L. Parpala und F. Jimeno Fernández) 

Beklagter: Königreich Spanien 

Anträge 

Die Klägerin beantragt, 

— festzustellen, dass das Königreich Spanien gegen seine Ver­
pflichtungen aus Art. 13 der Richtlinie 91/414/EWG ( 1 ) ver­
stoßen hat, indem es Art. 38 des Gesetzes Nr. 43/2002 vom 
20. November 2002 über Pflanzengesundheit in Kraft gelas­
sen hat; 

— dem Königreich Spanien die Kosten aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Die Richtlinie 91/414/EWG dient der erforderlichen Harmoni­
sierung der nationalen Vorschriften über das Inverkehrbringen 
von Pflanzenschutzmitteln. Zu diesem Zweck legt sie einheitli­
che Regeln für die Bedingungen und das Verfahren der Zulas­
sung solcher Produkte fest. 

Art. 13 dieser Richtlinie regelt zum einen, welche Angaben 
einem Antrag auf Zulassung eines bestimmten Pflanzenschutz­
mittels beizufügen sind, und zum anderen den Rückgriff auf 
diese Angaben und ihren Schutz und stellt so, von bestimmten 
Ausnahmen abgesehen, ihre Vertraulichkeit sicher. 

Die Richtlinie bewirkt eine vollständige Harmonisierung, so dass 
ein Mitgliedstaat keine Regelung auf nationaler Ebene erlassen 
darf, nach der die Wirtschaftsteilnehmer auch dann dazu ver­
pflichtet sind, einander die Angaben eines ersten Antragstellers 
gegenseitig zur Verfügung zu stellen, wenn die in Art. 13 Abs. 7 
festgelegten Bedingungen nicht erfüllt sind. 

Art. 38 des Gesetzes Nr. 43/2002 gestattet dennoch abseits der 
in der Richtlinie ausdrücklich vorgesehenen Fälle den Zugang zu 

Angaben über die Ergebnisse von Untersuchungen und Experi­
menten. 

Die Kommission ist der Auffassung, dass dem spanischen Staat 
bei der Umsetzung von Art. 13 der Richtlinie 91/414/EWG in 
das nationale Recht keinen Ermessensspielraum gehabt und dass 
er kein Verfahren zur Nichtigerklärung dieser Vorschrift einge­
leitet habe, so dass der Erlass einer in dieser Richtlinie nicht 
vorgesehenen abweichenden Zugangsregelung zu den in einer 
Akte über die Zulassung eines Schutzmittels enthaltenen Anga­
ben eine Verletzung des Gemeinschaftsrechts darstelle. 

( 1 ) Richtlinie 91/414/EWG des Rates vom 15. Juli 1991 über das Inver­
kehrbringen von Pflanzenschutzmitteln (ABl. L 230, S. 1). 

Rechtsmittel der Mineralbrunnen Rhön-Sprudel Egon 
Schindel GmbH gegen das Urteil des Gerichts erster 
Instanz (Achte Kammer) vom 08. Juli 2009 in der 
Rechtssache T-226/08, Mineralbrunnen Rhön-Sprudel 
Egon Schindel GmbH gegen Harmonisierungsamt für den 
Binnenmarkt (Marken, Muster und Modelle); andere 
Verfahrensbeteiligte: Schwarzbräu GmbH; eingelegt am 

14. September 2009 

(Rechtssache C-364/09 P) 

(2009/C 267/81) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Verfahrensbeteiligte 

Rechtsmittelführerin: Mineralbrunnen Rhön-Sprudel Egon Schin­
del GmbH (Prozessbevollmächtigter: P. Wadenbach, Rechts­
anwalt) 

Andere Verfahrensbeteiligte: 

— Harmonisierungsamt für den Binnenmarkt (Marken, Muster 
und Modelle) 

— Schwarzbräu GmbH 

Anträge 

Die Rechtsmittelführerin beantragt, 

1. das Urteil des Gerichts erster Instanz der Europäischen Ge­
meinschaften vom 08. Juli 2009, Aktenzeichen T 226/08, 
aufzuheben; 

2. die Entscheidung der Vierten Beschwerdekammer des Har­
monisierungsamtes für den Binnenmarkt (Marken, Muster 
und Modelle) vom 08.04.2008 (Aktenzeichen 
R1124/2004-4) aufzuheben; 

3. die Gemeinschaftsmarke Nr. 505 503 „ALASKA“ wegen be­
stehender absoluter Eintragungshindernisse vollständig zu 
löschen; 

4. dem Beklagten die Kosten des Verfahrens aufzuerlegen.
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Hilfsweise zu vorstehendem Antrag Ziffer 3. beantragt die 
Rechtsmittelführerin, 

die Gemeinschaftsmarke Nr. 505 503 „ALASKA“ zumindest für 
folgende Waren für nichtig zu erklären: ‚Mineralwässer und 
kohlensäurehaltige Wässer und andere alkoholfreie Getränke 
in Klasse 32“ 

Rechtsmittelgründe und wesentliche Argumente 

Das vorliegende Rechtsmittel richtet sich gegen das Urteil des 
Gerichts erster Instanz, mit dem die Klage der Rechtsmittelfüh­
rerin gegen die Entscheidung der Vierten Beschwerdekammer 
des Harmonisierungsamtes vom 8. April 2008 abgewiesen 
wurde. Mit dieser Entscheidung habe die Beschwerdekammer 
den von der Rechtsmittelführerin gestellten Antrag auf Nichtig­
erklärung der Gemeinschaftswortmarke „ALASKA“ für alle von 
der Eintragung umfassten Waren (Mineralwässer und kohlensäu­
rehaltige Wässer und andere alkoholfreie Getränke; Frucht­
getränke und Fruchtsäfte; Sirupe und andere Präparate für die 
Zubereitung von Getränken) zurückgewiesen. 

Die Parteien streiten sich im Wesentlichen um die Frage des 
Bestehens eines absoluten Eintragungshindernisses in der Form 
der Freihaltebedürftigkeit einer geografischen Herkunftsangabe. 

Mit ihrem Rechtsmittel rügt die Rechtsmittelführerin die fehler­
hafte Auslegung von Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe c) der Ver­
ordnung (EG) Nr. 40/94 (im Folgenden: GMV) durch das Ge­
richt erster Instanz; dies insbesondere im Hinblick auf die von 
der Rechtsprechung entwickelten Grundsätze. 

Nach dem Wortlaut der oben genannten Vorschrift der Gemein­
schaftsmarkenverordnung reicht es für den Ausschluss der Ein­
tragung einer Gemeinschaftsmarke aus, wenn diese ausschließ­
lich aus Zeichen und Angaben besteht, welche im Verkehr zur 
Bezeichnung der geografischen Herkunft der von der Anmel­
dung umfassten Waren dienen können. Daraus gehe hervor, 
dass auch geografische Bezeichnungen, die von Unternehmen 
verwendet werden können, für diese als geografische Herkunfts­
angaben für die betreffende Warengruppe freigehalten werden 
müssten. Die Anwendung der genannten Vorschrift der GMV 
setze nicht voraus, dass ein konkretes, aktuelles oder ernsthaftes 
Freihaltebedürfnis bestehen muss. 

Hätte das Gericht Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe c) GMV und die 
von der Rechtsprechung entwickelten Grundsätze für den vor­
liegenden Fall rechtsfehlerfrei angewandt, hätte es feststellen 
müssen, dass Alaska das größte Trinkwasserreservoir der Ver­
einigten Staaten sei, dass die maßgeblichen Verkehrskreise 
Alaska mit einem natürlichen Überfluss an reinem Wasser in 
seinen unterschiedlichen Formen in Verbindung brächten, dass 
die Herstellung von Mineralwasser in Alaska in wirtschaftlich 
relevantem Umfang stattfinde und dass eine Vermarktung in 
der Gemeinschaft bereits erfolge und so eine weitere Vermark­
tung ernsthaft in Betracht käme. Danach sei es eindeutig, dass 
die Bezeichnung „ALASKA“ zukünftig von Konkurrenten als 
Herkunftsangabe verwendet werden könne. 

Stattdessen habe das Gericht die Bestimmung des Artikel 7 
Absatz 1 Buchstabe c) GMV und die Grundsätze der Rechtspre­

chung rechtsfehlerhaft angewandt, indem es durch Vornahme 
einer Opportunitätsprüfung, d. h. ob der Vertrieb von Mineral­
wasser aus Alaska in die Gemeinschaft unter betriebswirtschaft­
lichen Gesichtspunkten (Wettbewerbssituation, Transportkosten) 
sinnvoll sei oder nicht, weitere, über die geschilderten Grund­
sätze hinausgehende Anforderungen aufgestellt habe. Diese er­
weiterten Anforderungen seien im Sinne der Regelung des Ar­
tikel 7 Absatz 1 Buchstabe c), ihres Wortlautes und insbeson­
dere im Sinne der in der Rechtsprechung entwickelten Grund­
sätze als zu hoch einzustufen und führten zu einer viel zu weit 
gehenden, nicht mit dem Zweck der gemeinschaftsrechtlichen 
Regelung einhergehenden Auslegung. 

Rechtsmittel der Mineralbrunnen Rhön-Sprudel Egon 
Schindel GmbH gegen das Urteil des Gerichts erster 
Instanz (Achte Kammer) vom 8. Juli 2009 in der 
Rechtssache T-225/08, Mineralbrunnen Rhön-Sprudel 
Egon Schindel GmbH gegen Harmonisierungsamt für den 
Binnenmarkt (Marken, Muster und Modelle); andere 
Verfahrensbeteiligte: Schwarzbräu GmbH; eingelegt am 

14. September 2009 

(Rechtssache C-365/09 P) 

(2009/C 267/82) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Verfahrensbeteiligte 

Rechtsmittelführerin: Mineralbrunnen Rhön-Sprudel Egon Schin­
del GmbH (Prozessbevollmächtigter: P. Wadenbach, Rechts­
anwalt) 

Andere Verfahrensbeteiligte: 

— Harmonisierungsamt für den Binnenmarkt (Marken, Muster 
und Modelle) 

— Schwarzbräu GmbH 

Anträge 

Die Rechtsmittelführerin beantragt, 

1. das Urteil des Gerichts erster Instanz der Europäischen Ge­
meinschaften vom 08. Juli 2009, Aktenzeichen T 225/08, 
aufzuheben; 

2. die Entscheidung der Vierten Beschwerdekammer des Har­
monisierungsamtes für den Binnenmarkt (Marken, Muster 
und Modelle) vom 08.04.2008 (Aktenzeichen R877/2004- 
4) aufzuheben; 

3. die Gemeinschaftsmarke Nr. 505 552 „ALASKA“ wegen be­
stehender absoluter Eintragungshindernisse vollständig zu 
löschen; 

4. dem Beklagten die Kosten des Verfahrens aufzuerlegen.
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